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(Bekanntmachungen) 

VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER GEMEINSAMEN HANDELSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Bekanntmachung der Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung der Antidumpingmaßnahmen 
gegenüber den Einfuhren bestimmter Waren aus Glasfaserfilamenten mit Ursprung in der 

Volksrepublik China 

(2013/C 371/07) 

Der Europäischen Kommission („Kommission“) liegt ein Antrag 
auf eine teilweise Interimsüberprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 
der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. Novem­
ber 2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht 
zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern ( 1 ) 
(„Grundverordnung“) vor. 

1. Überprüfungsantrag 

Der Überprüfungsantrag wurde vom Verband der europäischen 
Glasfaserhersteller (European Glass Fibre Producers Association 
— APFE) („Antragsteller“) im Namen von Herstellern einge­
reicht, auf die mehr als 25 % der gesamten Unionsproduktion 
bestimmter Waren aus Glasfaserfilamenten entfallen. 

Die Überprüfung beschränkt sich auf die Schadensuntersuchung. 

2. Möglichkeit der Beantragung einer Überprüfung nach 
Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung 

Ist eine interessierte Partei der Auffassung, dass eine Überprü­
fung der Maßnahmen aus anderen Gründen als den in der vor­
liegenden Einleitungsbekanntmachung genannten (z. B. Neube­
rechnung der Dumpingspanne) gerechtfertigt ist, so kann die 
Partei eine Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grund­
verordnung beantragen. 

Parteien, die eine solche Überprüfung beantragen möchten, kön­
nen unter der nachstehend angegebenen Anschrift Kontakt mit 
der Kommission aufnehmen. 

Werden die Anträge rechtzeitig und ohne Gefährdung des frist­
gerechten Abschlusses der obengenannten Überprüfung gestellt, 
wird sich die Kommission bemühen, sie im Rahmen dieser 
Untersuchung zu berücksichtigen. 

3. Zu überprüfende Ware 

Gegenstand dieser Überprüfung sind Glasstapelfasern mit einer 
Länge von 50 mm oder weniger, Glasfaserrovings — ausgenom­
men getränkte und beschichtete Glasfaserrovings mit einem 

Glühverlust von mehr als 3 % (gemäß der ISO-Norm 1887) — 
sowie Matten aus Glasfaserfilamenten — ausgenommen Matten 
aus Glaswolle — („zu überprüfende Ware“), die derzeit unter 
den KN-Codes 7019 11 00, ex 7019 12 00 und 7019 31 10 
eingereiht werden und ihren Ursprung in der Volksrepublik 
China („betroffenes Land“) haben. 

4. Geltende Maßnahmen 

Bei den derzeit geltenden Maßnahmen handelt es sich um einen 
endgültigen Antidumpingzoll, der mit der Durchführungsver­
ordnung (EU) Nr. 248/2011 des Rates ( 2 ) eingeführt wurde. 

5. Gründe für die Überprüfung 

Der Antrag nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung 
stützt sich auf die vom Antragsteller vorgelegten Anscheins­
beweise zum Schädigungssachverhalt, denen zufolge sich die 
Umstände, auf deren Grundlage die geltenden Maßnahmen ein­
geführt wurden, dauerhaft geändert haben. 

Die vom Antragsteller vorgelegten Anscheinsbeweise zeigen, 
dass sich die Umstände seit dem letzten Untersuchungszeitraum 
geändert haben, und zwar dauerhaft, denn die Änderungen be­
treffen die Zusammensetzung des Wirtschaftszweigs der Union. 
Dem Antragsteller zufolge haben zwei der Unionshersteller, die 
in die Stichprobe der ursprünglichen Untersuchung einbezogen 
waren, ihre Geschäftstätigkeit durch eine Konsolidierung ihrer 
Produktionsstätten erheblich umstrukturiert, während ein ande­
rer Unionshersteller seine Produktion der zu überprüfenden 
Ware in der Union eingestellt hat. 

Der Antragsteller legte ferner Anscheinsbeweise vor, wonach die 
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union insbesondere an­
gesichts des anhaltenden Preisdrucks, der trotz der geltenden 
Maßnahmen von den ausführenden Herstellern aus der Volks­
republik China ausgeübt wird, durch die geltenden Maßnahmen 
nicht beseitigt wurde. Dieser mutmaßliche Preisdruck soll sich
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auf den Marktanteil der Unionshersteller sowie auf die Verkaufs­
menge, die Beschäftigung und das Geschäftsergebnis der Unter­
nehmen des Antragstellers negativ ausgewirkt haben. Außerdem 
liegen der Kommission Daten vor, nach denen die ausführenden 
Hersteller ihre Verkaufspreise gesenkt haben. 

Dem Antragsteller zufolge hat es somit den Anschein, als wür­
den bei Aufrechterhaltung der Maßnahmen in ihrer jetzigen 
Höhe, die sich aus der früher ermittelten Schädigung ergab, 
die Auswirkungen des zuvor festgestellten schädigenden Dum­
pings nicht mehr ausgeglichen. 

6. Verfahren 

Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden Aus­
schusses zu dem Schluss, dass genügend Beweise vorliegen, 
die die Einleitung einer auf die Schadensuntersuchung be­
schränkten teilweisen Interimsüberprüfung rechtfertigen, und 
leitet daher eine Überprüfung nach Artikel 11 Absatz 3 der 
Grundverordnung ein. 

Im Rahmen der Untersuchung wird geprüft, ob die geltenden 
Maßnahmen aufrechterhalten, aufgehoben oder geändert werden 
müssen. 

6.1 Untersuchung der ausführenden Hersteller 

Für die Zwecke der Schadensuntersuchung werden ausführende 
Hersteller, die die zu überprüfende Ware aus der Volksrepublik 
China in die Union verkaufen, gebeten, bei dieser Untersuchung 
mitzuarbeiten. 

Da in der Volksrepublik China eine Vielzahl ausführender Her­
steller von dieser teilweisen Interimsüberprüfung betroffen sein 
dürfte, kann die Kommission, um die Untersuchung fristgerecht 
abschließen zu können, die Zahl der zu untersuchenden aus­
führenden Hersteller auf ein vertretbares Maß beschränken, in­
dem sie eine Stichprobe bildet („Stichprobenverfahren“). Das 
Stichprobenverfahren wird nach Artikel 17 der Grundverord­
nung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stichpro­
benverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe 
bilden kann, werden alle ausführenden Hersteller oder die in 
ihrem Namen handelnden Vertreter, auch diejenigen, die nicht 
bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den jetzt zur 
Überprüfung anstehenden Maßnahmen führte, hiermit gebeten, 
mit der Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts an­
deres bestimmt ist, müssen die Parteien dieser Aufforderung 
binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Europäischen Union nachkommen, indem sie der 
Kommission die in Anhang I dieser Bekanntmachung erbetenen 
Angaben zu ihren Unternehmen übermitteln. 

Die Kommission wird ferner mit den Behörden der Volksrepu­
blik China und gegebenenfalls mit den ihr bekannten Verbänden 
ausführender Hersteller Kontakt aufnehmen, um die Informatio­
nen einzuholen, die sie für die Auswahl der Stichprobe der 
ausführenden Hersteller benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den verlangten Angaben weitere 
sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stichprobe über­
mitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen nach Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union tun, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

Ist die Auswahl einer Stichprobe erforderlich, können die aus­
führenden Hersteller auf der Grundlage der größten repräsenta­
tiven Menge der Ausfuhren in die Union ausgewählt werden, die 
in der zur Verfügung stehenden Zeit in angemessener Weise 
untersucht werden kann. Alle der Kommission bekannten aus­
führenden Hersteller, die Behörden des betroffenen Landes und 
die Verbände der ausführenden Hersteller werden von der Kom­
mission (gegebenenfalls über die Behörden des betroffenen Lan­
des) darüber in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen für die 
Stichprobe ausgewählt wurden. 

Die Kommission wird den für die Stichprobe ausgewählten aus­
führenden Herstellern, den ihr bekannten Verbänden ausführen­
der Hersteller sowie den Behörden des betroffenen Landes Fra­
gebogen zusenden, um die Informationen zu den ausführenden 
Herstellern einzuholen, die sie für ihre Untersuchung benötigt. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle ausführenden 
Hersteller, die für die Stichprobe ausgewählt wurden, alle der 
Kommission bekannten Verbände ausführender Hersteller und 
die Behörden des betroffenen Landes binnen 37 Tagen nach 
Bekanntgabe der Stichprobenauswahl einen ausgefüllten Fra­
gebogen übermitteln. 

Der Fragebogen enthält unter anderem Fragen zur Struktur der 
Unternehmen der ausführenden Hersteller, zu ihren Geschäfts­
tätigkeiten im Zusammenhang mit der zu überprüfenden Ware 
und zu den Verkäufen der zu überprüfenden Ware in die Union 
und in Drittländer. 

6.2 Untersuchung der unabhängigen Einführer ( 1 ) ( 2 ) 

Für die Zwecke der Schadensuntersuchung werden unabhängige 
Einführer, die die zu überprüfende Ware aus der Volksrepublik 
China in die Union einführen, gebeten, bei dieser Untersuchung 
mitzuarbeiten. 

Da eine Vielzahl unabhängiger Einführer von dieser Interims­
überprüfung betroffen sein dürfte, kann die Kommission, um 
die Untersuchung fristgerecht abschließen zu können, die Zahl 
der zu untersuchenden unabhängigen Einführer auf ein vertret­
bares Maß beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet („Stich­
probenverfahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach Arti­
kel 17 der Grundverordnung durchgeführt. 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines Stichpro­
benverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe 
bilden kann, werden alle unabhängigen Einführer oder die in 
ihrem Namen handelnden Vertreter, auch diejenigen, die nicht 
bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den jetzt zur 
Überprüfung anstehenden Maßnahmen führte, hiermit gebeten,
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mit der Kommission Kontakt aufzunehmen. Sofern nichts an­
deres bestimmt ist, müssen die Parteien dieser Aufforderung 
binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Europäischen Union nachkommen, indem sie der 
Kommission die in Anhang II dieser Bekanntmachung erbetenen 
Angaben zu ihren Unternehmen übermitteln. 

Ferner kann die Kommission Kontakt mit den ihr bekannten 
Einführerverbänden aufnehmen, um die Informationen einzuho­
len, die sie für die Auswahl der Stichprobe der unabhängigen 
Einführer benötigt. 

Interessierte Parteien, die außer den verlangten Angaben weitere 
sachdienliche Informationen zur Auswahl der Stichprobe über­
mitteln möchten, müssen dies binnen 21 Tagen nach Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union tun, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, können die Einfüh­
rer auf der Grundlage der größten repräsentativen Verkaufs­
menge der zu überprüfenden Ware in der Union ausgewählt 
werden, die in der zur Verfügung stehenden Zeit in angemes­
sener Weise untersucht werden kann. Alle der Kommission 
bekannten unabhängigen Einführer und Einführerverbände wer­
den von ihr darüber in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen 
für die Stichprobe ausgewählt wurden. 

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen un­
abhängigen Einführern und den ihr bekannten Einführerverbän­
den Fragebogen zusenden, um die Informationen einzuholen, 
die sie für ihre Untersuchung benötigt. Sofern nichts anderes 
bestimmt ist, müssen die Parteien binnen 37 Tagen nach Be­
kanntgabe der Stichprobenauswahl einen ausgefüllten Fragebo­
gen übermitteln. 

Der Fragebogen enthält unter anderem Fragen zur Struktur der 
betreffenden Unternehmen, zu ihren Geschäftstätigkeiten im Zu­
sammenhang mit der zu überprüfenden Ware und zu den Ver­
käufen der zu überprüfenden Ware. 

6.3 Untersuchung der Unionshersteller 

Für die Zwecke der Schadensuntersuchung werden die Unions­
hersteller der zu überprüfenden Ware gebeten, bei der Unter­
suchung der Kommission mitzuarbeiten. 

Da eine Vielzahl von Unionsherstellern von dieser Interimsüber­
prüfung betroffen ist, hat die Kommission, um die Unter­
suchung fristgerecht abschließen zu können, beschlossen, die 
Zahl der zu untersuchenden Unionshersteller auf ein vertret­
bares Maß zu beschränken, indem sie eine Stichprobe bildet 
(„Stichprobenverfahren“). Das Stichprobenverfahren wird nach 
Artikel 17 der Grundverordnung durchgeführt. 

Die Kommission hat eine vorläufige Stichprobe der Unionsher­
steller gebildet. Genauere Angaben dazu können interessierte 
Parteien dem Dossier entnehmen. Interessierte Parteien werden 
hiermit gebeten, das Dossier einzusehen (die Kontaktdaten der 
Kommission finden sich unter Abschnitt 6.6). Andere Unions­
hersteller oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter (ein­
schließlich derjenigen Unionshersteller, die bei der/den Unter­
suchung(en), welche zu den geltenden Maßnahmen führte(n), 
nicht mitgearbeitet haben), die der Auffassung sind, dass be­
stimmte Gründe für die Einbeziehung ihres Unternehmens in 

die Stichprobe sprechen, müssen die Kommission binnen 15 
Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amts­
blatt der Europäischen Union kontaktieren. 

Interessierte Parteien, die weitere sachdienliche Informationen 
zur Auswahl der Stichprobe übermitteln möchten, müssen 
dies binnen 21 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekannt­
machung im Amtsblatt der Europäischen Union tun, sofern nichts 
anderes bestimmt ist. 

Alle der Kommission bekannten Unionshersteller und/oder Ver­
bände von Unionsherstellern werden von ihr darüber in Kennt­
nis gesetzt, welche Unternehmen für die endgültige Stichprobe 
ausgewählt wurden. 

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen Uni­
onsherstellern und den ihr bekannten Verbänden von Unions­
herstellern Fragebogen zusenden, um die Informationen ein­
zuholen, die sie für ihre Untersuchung benötigt. Sofern nichts 
anderes bestimmt ist, müssen die Parteien binnen 37 Tagen 
nach Bekanntgabe der Stichprobenauswahl einen ausgefüllten 
Fragebogen übermitteln. 

Der Fragebogen enthält unter anderem Fragen zur Struktur der 
Unternehmen und zu ihrer finanziellen und wirtschaftlichen 
Lage. 

6.4 Andere schriftliche Beiträge 

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung wer­
den alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren Stand­
punkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen 
Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, 
müssen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise bin­
nen 37 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Europäischen Union bei der Kommission eingehen. 

6.5 Möglichkeit der Anhörung durch die untersuchenden Kommis­
sionsdienststellen 

Jede interessierte Partei kann eine Anhörung durch die unter­
suchenden Kommissionsdienststellen beantragen. Der Antrag ist 
schriftlich zu stellen und zu begründen. Betrifft die Anhörung 
Fragen, die sich auf die Anfangsphase der Untersuchung bezie­
hen, so muss der Antrag binnen 15 Tagen nach Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union gestellt werden. Danach ist eine Anhörung innerhalb 
der Fristen zu beantragen, welche die Kommission in ihrem 
Schriftwechsel mit den Parteien jeweils festlegt. 

6.6 Schriftliche Beiträge, Rücksendung ausgefüllter Fragebogen und 
Schriftwechsel 

Alle von interessierten Parteien übermittelten schriftlichen Bei­
träge, die vertraulich behandelt werden sollen, darunter auch die 
in dieser Bekanntmachung angeforderten Informationen, die 
ausgefüllten Fragebogen und sonstige Schreiben, müssen den 
Vermerk „Limited“ ( 1 ) (zur eingeschränkten Verwendung) tragen.
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Interessierte Parteien, die Informationen mit dem Vermerk „Li­
mited“ übermitteln, müssen nach Artikel 19 Absatz 2 der 
Grundverordnung eine nichtvertrauliche Zusammenfassung vor­
legen, die den Vermerk „For inspection by interested parties“ 
(zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien) trägt. Diese Zu­
sammenfassungen müssen so ausführlich sein, dass sie ein an­
gemessenes Verständnis des wesentlichen Inhalts der vertrauli­
chen Informationen ermöglichen. Legt eine interessierte Partei, 
die vertrauliche Informationen übermittelt, hierzu keine nicht­
vertrauliche Zusammenfassung im vorgeschriebenen Format 
und in der vorgeschriebenen Qualität vor, so können diese ver­
traulichen Informationen unberücksichtigt bleiben. 

Interessierte Parteien müssen alle Beiträge und Anträge elektro­
nisch (nichtvertrauliche Beiträge per E-Mail, vertrauliche auf CD- 
R/DVD) übermitteln, und zwar unter Angabe ihres Namens, 
ihrer Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Faxnummer. Et­
waige Vollmachten und unterzeichnete Bescheinigungen, die 
den beantworteten Fragebogen beigefügt werden, wie auch ge­
gebenenfalls ihre aktualisierten Fassungen sind der nachstehend 
genannten Stelle indessen auf Papier vorzulegen, entweder per 
Post oder durch persönliche Abgabe. Kann eine interessierte 
Partei ihre Beiträge und Anträge nicht elektronisch übermitteln, 
muss sie die Kommission nach Artikel 18 Absatz 2 der Grund­
verordnung hierüber unverzüglich in Kenntnis setzen. Weiter­
führende Informationen zum Schriftwechsel mit der Kommis­
sion können die interessierten Parteien der entsprechenden 
Webseite im Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel ent­
nehmen: http://ec.europa.eu/trade/tackling-unfair-trade/trade- 
defence 

Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro N105 08/020 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22956505 
E-Mail: trade-fgf-rev-injury@ec.europa.eu 

7. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforder­
lichen Informationen oder erteilt sie diese nicht fristgerecht oder 
behindert sie die Untersuchung erheblich, so können nach Ar­
tikel 18 der Grundverordnung positive oder negative Feststel­
lungen auf der Grundlage der verfügbaren Informationen getrof­
fen werden. 

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder 
irreführende Informationen vorgelegt hat, so können diese In­
formationen unberücksichtigt bleiben; stattdessen können ver­
fügbare Informationen zugrunde gelegt werden. 

Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschränkt 
mit und stützen sich die Feststellungen daher nach Artikel 18 
der Grundverordnung auf verfügbare Informationen, so kann 
dies zu einem Ergebnis führen, das für diese Partei ungünstiger 
ist, als wenn sie mitgearbeitet hätte. 

8. Anhörungsbeauftragter 

Interessierte Parteien können sich an den Anhörungsbeauftrag­
ten der Generaldirektion Handel wenden. Er fungiert als Schnitt­
stelle zwischen den interessierten Parteien und den untersuchen­
den Kommissionsdienststellen. Er befasst sich mit Anträgen auf 
Zugang zum Dossier, Streitigkeiten über die Vertraulichkeit von 
Unterlagen, Anträgen auf Fristverlängerung und Anträgen Drit­
ter auf Anhörung. Der Anhörungsbeauftragte kann die Anhö­
rung einer einzelnen interessierten Partei ansetzen und als Ver­
mittler tätig werden, um zu gewährleisten, dass die interessierten 
Parteien ihre Verteidigungsrechte umfassend wahrnehmen kön­
nen. 

Eine Anhörung durch den Anhörungsbeauftragten ist schriftlich 
zu beantragen und zu begründen. Betrifft die Anhörung Fragen, 
die sich auf die Anfangsphase der Untersuchung beziehen, so 
muss der Antrag binnen 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union gestellt 
werden. Danach ist eine Anhörung innerhalb der Fristen zu 
beantragen, welche die Kommission in ihrem Schriftwechsel 
mit den Parteien jeweils festlegt. 

Der Anhörungsbeauftragte bietet den Parteien außerdem die 
Möglichkeit, bei einer Anhörung ihre unterschiedlichen Ansich­
ten u. a. zu Fragen im Zusammenhang mit der Schädigung 
vorzutragen und Gegenargumente vorzubringen. 

Weiterführende Informationen und Kontaktdaten können inte­
ressierte Parteien den Webseiten des Anhörungsbeauftragten im 
Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel entnehmen: http:// 
ec.europa.eu/commission_2010-2014/degucht/contact/hearing- 
officer/ 

9. Zeitplan für die Untersuchung 

Nach Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung wird die Unter­
suchung binnen 15 Monaten nach Veröffentlichung dieser Be­
kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union abgeschlos­
sen. 

10. Verarbeitung personenbezogener Daten 

Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personenbezoge­
nen Daten werden nach der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr ( 1 ) verarbeitet.
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